ne 
Gefeg-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 28.— 


(Nr. 2378.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14. Juli 1843., wodurch beſtimmt wird, wie 
es im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln bei dem Ableben eines 
Staats- oder andern öffentlichen Beamten, welcher Akten oder Gelder in 
amtlicher Verwahrung hat, hinſichtlich der Verſiegelung gehalten] wer⸗ 
den ſoll. 


Auf Ihren Bericht vom 26. v. M. beſtimme Ich hierdurch, daß, wenn in 
dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln ein Staats- oder anderer 
Öffentlicher Beamter, welcher Akten oder Gelder in amtlicher Verwahrung hat, 
verſtirbt, die vorgeſetzte Dienſtbehoͤrde zur Verſiegelung der Akten und Gelder, 
ſo wie der Lokale, worin dieſelben aufbewahrt ſind, befugt ſeyn ſoll, ohne Un⸗ 
terſchied, ob der übrige Nachlaß gerichtlich verfiegelt wird oder nicht. Dieſe 
Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 14. Juli 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Muͤhler, Eichhorn, v. Bodelſchwingh, Grafen 
zu Stolberg und Grafen v. Arnim. 


Jahrgang 1843. (Nr. 2378 — 2379.) 50 (Nr. 2379.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 3. Oktober 1843.) 


* 


(Nr. 2379.) Verordnung, eine zuſätzliche Beſtimmung zu dem Geſetz vom 13. Mai 1833. 


DJ Jap w 23 f über Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an Anſtalten und Geſell⸗ 
Aua, de, 7270 ſchaften betreffend. Vom 21. Juli 1843. 


Ste. Ad. 4 1 1 1 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Ergänzung der SS. 1. 2. und 6. des Geſetzes vom 13. Mai 1833. 
uͤber Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an Anſtalten und Geſellſchaften, 
auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernommenem Gutachten 
einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, was folgt: 

1) Soll eine Zuwendung, deren Vertheilung an Einzelne der Geber weder 
ausdrücklich beſtimmt, noch ausgeſchloſſen hat, nach dem Beſchluſſe 
der bedachten Anſtalt oder Geſellſchaft an Einzelne vertheilt werden, 
ſo bedarf es, ſofern die Zuwendung nicht mehr als Tauſend Thaler 
beträgt, der im §. 1. des Geſetzes vom 13. Mai 1833. vorgeſchriebe⸗ 
nen Anzeige an die vorgeſetzte Behoͤrde nicht. 

2) Ueberſteigt die Zuwendung Tauſend Thaler, ſo iſt auch in dieſem Falle 
zu deren Guͤltigkeit Unſere landesherrliche Genehmigung erforderlich. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 

tem Koͤniglichen Inſiegel. i ; 

Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1848. 


(L. S.) | Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. Muͤhler. Eichhorn. v. Savigny. 


Beglaubigt: » 
Bornemann. 


(Nr. 2380.) 


— 2883 ᷣ—— 
ie zum Zweck einer Auseinanderſetzung eingeleiteten e 4 
11. Auguſt 1843. dar eee 75° 
ei 527 ug 


(Nr. 2380.) Verordnung, betreffend 
Subhaſtationen. V 


Wir Friedrich Wilhelm 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben Uns bewogen gefunden, eine Abaͤnderung der Vorſchrift 8. 2. Vr. 3. der 
Verordnung vom 4. Maͤrz 1834. ber den Subhaſtations⸗ und Kaufgelder⸗ 
Liquidations⸗Prozeß eintreten zu laſſen, und verordnen demnach auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, nach eifordertem Gutachten Unſeres Staatsraths 
und nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde, was folgt: 

. 

„Die nach $. 2. Nr. 3. der Verordnung vom 4. Maͤrz 1834. auf den 
Antrag eines Miteigenthuͤmers zum weck der Auseinanderſetzung eingeleitete 
Subhaſtation hat die Wirkungen einde nothwendigen Subhaſtation nur gegen 
die Miteigenthuͤmer, nicht aber gegen achter, Miether, eingetragene Glaͤubiger 
und — Realberechtigte, deren Zuziehung bei dem Verfahren es daher nicht 
bedarf. a 4 


von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


$. E. 

Haften jedoch auf dem Antheil kines Miteigenthuͤmers, gegen welchen 
zum Zweck der Auseinanderſetzung auf Gubhaſtation angetragen wird, Hypo⸗ 
thekenſchulden oder andere Reallaſten, fur welche der Antheil des Eptrahenten 
der Subhaſtation nicht mit verhaftet iſt, ſo treten in Beziehung auf jene Schul⸗ 
den und Laſten die Wirkungen der nothrgendigen Subhaſtation wie gegen den 
Miteigenthuͤmer ſelbſt ein. 

Die Inhaber ſolcher Hypotheken und Realrechte ſind ruͤckſichtlich des 
ihnen verpfaͤndeten Antheils und der darauf fallenden Kaufgelder⸗Nate nach den 
Vorſchriften der Verordnung vom 4. Maͤtz 1834. zu behandeln. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigen ndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 11. Auguſt 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Muͤffling. Muͤhler. v. Savigny. 


Beglaubigt: 
Bornemann. 


(Nr. 2380 — 2581.) 50” Kr. 2381.) 


— 


— Di 
(Nr. 2381.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. Auguſt 1843., den Tarif über die auf dem 


alten Rheine zwiſchen der Stadt Rheinberg und dem Rheinſtrome zu er⸗ 
hebenden Kanalgefälle und Hafengelder betreffend. 


Jo habe den anliegenden Tarif der Gebühren, welche für die Benutzung des 
ſchiffbar gemachten alten Rheins zwiſchen der Stadt Rheinberg und dem ſchiff⸗ 
baren Rheinſtrom zu erheben ſind, mit dem Vorbehalte einer Reviſion und 
Abaͤnderung deſſelben von fuͤnf zu fuͤnf Jahren, genehmigt und vollzogen, und 
veranlaſſe Sie, die Bekanntmachung deſſelben durch die Geſetzſammlung zu 
bewirken. 

Sansſouci, den 25. Auguſt 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanzminiſter v. Bodelſchwingh. 


Tarif 


der Gebuͤhren, welche fuͤr die Benutzung des ſchiffbar gemachten 
alten Rheins zwiſchen der Stadt Rheinberg und dem ſchiffbaren 
. Rheinſtrom zu erlegen find. 


J. Kanalgefaͤlle. 


E. wird entrichtet: 9 \otennige 
1) von jedem Zentner Ladung zu 110 Pfd. mit Ausnahme 
der zu 2. gedachten, dem ermaͤßigten Satze unterliegen⸗ 


den Gegen in de ; „BEANR 


Zufäͤtzliche Vorſchriften. 
) Von Ein⸗ und Ausfuhr iſt die gleiche Abgabe zu entrichten. Zur Zah⸗ 
lung der Gebuͤhr tritt die Verbindlichkeit ein, ſobald ein beladenes Schiff 
ſtrom⸗ 


ſtromaufwaͤrts den Kanal berührt, und ſtromabwaͤrts, wenn ein ſolches 
in der Abſicht, den Kanal zu verlaſſen, von Rheinberg, dem Anker oder 
Oſſenberg oder unterhalb Oſſenberg abfaͤhrt. ö 
b) Schiffe, welche auf dem Kanal an verſchiedenen Orten ein- und aus⸗ 
laden, zahlen von den zur Ausladung auf ſolcher Binnenfahrt beſtimm⸗ 
ten Guͤtern die Haͤlfte der vorbeſtimmten Gebuͤhren, und werden dieſe 
entrichtet, bevor das Schiff abfaͤhrt. 
e) Unbeladene Kaͤhne und Fahrzeuge find von der Abgabe frei. 
d) Wenn Fahrzeuge ſich des Kanals als Sicherheitshafen bedienen, werden 
von denſelben die hier nachſtehend zu II. aufgefuͤhrten Hafengelder er⸗ 
hoben. ö 


II. Hafengelder. 
An Schutzgeld für den Winteraufenthalt im Kanal ent⸗ FT Ser 


richten 2 groſchen. 

Fahrzeuge von 1 bis 10 Laſt Trag fahigkeit. — 15 
z Fang hr ER a ı he R 1 — 
8 „ ee een 1 15 

2 “8. 3 ee r, 2 — 

2 2: Mh; er HET 2 15 

2 „ 51 60 ⸗ en 3 — 

4 F FFF 3 15 

1 o a ern A 

5 „ 81 90 = . e e 4 15 
* „ 91 100 > P 5 — 
z 101 Laſt und darüber... ... . 450. 5 15 


Sansſouci, den 25. Auguſt 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
| v. Dodelfhwingh. 


(Nr. 2381 — 2382.) (Nr. 2382.) 


(Nr. 2382.) Prwilegium wegen Emiſſton auf den Inhaber lautender Obligationen über eine 
Anleihe der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft von 1,250,000 Thalern. 
Vom 8. September 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von Seiten der unterm 21. Auguſt 1837. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten 
Rhein iſchen Eiſenbahngeſellſchaft darauf angetragen worden iſt, derſelben, Be⸗ 
hufs der Ausfuͤhrung des Unternehmens der Erbauung und Benutzung einer 
Eiſenbahn von Coͤln nach der Belgiſchen Grenze, die Aufnahme eines Dar⸗ 
lehns von 1,250,000 Rthlr. Courant, geſchrieben: Einer Million Zwei Hundert 
Funfzig Tauſend Thalern Courant, gegen Ausſtellung auf den Inhaber lau: 
tender und mit Zinskoupons verſehener Obligationen, jede zu 200 Rthlr., ges 
ſchrieben: Zwei Hundert Thalern, mit Zinsgarantie des Staates zu geſtatten, 
fo ertheilen Wir, in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit jenes Unternehmens, 
in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſ⸗ 
ſion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Beſtimmungen: 
§. 1. 
Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1. bis 6250. 
ch beiliegendem Schema ausgeſtellt und von drei Direktoren und dem Spe⸗ 
. zialdirektor der Geſellſchaft unterzeichnet; bei der Emiſſion wird ein Abdruck 
dieſes Privilegiums beigefügt. 


$. 2. 

Das Darlehn trägt drei und ein halbes Prozent Zinſen. Zu dem Ende 
werden den Obligationen fuͤr die naͤchſten zehn Jahre zwanzig Zinskoupons, 
jeder zu drei und einem halben Thaler, in halbjaͤhrlichen Terminen, naͤmlich 
am 2. Januar und 1. Juli zahlbar, nach dem beiliegenden Schema beigegeben. 

5 Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden zehnjaͤhrigen Periode werden, 
nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung, neue Zinskoupons an die Vorzeiger 
der Obligationen ausgereicht, und daß dies geſchehen, wird auf den Obligatio⸗ 
nen vermerkt. 

Die Koupons werden von dem Kaſſirer und von einem mit der Kon— 
trole beauftragten Buchhalter der Geſellſchaft unterſchrieben. Vom Verfalltage 
ab werden die Zinskoupons gegen deren Auslieferung zum vollen Nennwerthe 
an den Vorzeiger in Berlin, Coͤln und Aachen, fo wie in den Städten ge- 
zahlt, welche Seitens der Geſellſchaft noch außerdem zu dem Ende vermittelſt 
Bekanntmachung deſignirt werden. 8 

ie 


Die Geſellſchaft hat die mit der Bezahlung der Zinskoupons beauftrag⸗ 
ten Komptoire und Handlungshaͤuſer öffentlich, anzuzeigen. 
§. 3. 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erloͤſchen, und die Zinskoupons wer⸗ 
den unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen fuͤnf Jahren nach der Ver⸗ 
fallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


§. A. 


Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem 
fie. zur Zuruͤckzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo muͤſ⸗ 
ſen zugleich die ausgereichten Zinskoupons, welche ſpaͤter, als an jenem Tage 
verfallen, mit der faͤlligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, ſo 
wird der Betrag der fehlenden Zinskoupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur 
Einloͤſung dieſer Koupons verwendet. N 


§. 5. 

Zur allmaͤhligen Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1844. an jaͤhr⸗ 
lich ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Obligationen 
nebſt den Zinſen der eingeloͤſeten Obligationen verwendet; der Geſellſchaft bleibt 
jedoch vorbehalten, mit Genehmigung Unſeres Finanzminiſters den Tilgungsfonds 
zu verſtaͤrken. N 

Die jaͤhrlich zu tilgenden Obligationen werden bei einer gemeinſchaftlichen 
Verſammlung der Direktion und des Adminiſtrationsrathes, unter Zuziehung 
eines das Protokoll aufnehmenden Notars, durch das Loos beſtimmt, und ſind 
darauf nach einer wenigſtens drei Monate vorhergegangenen oͤffentlichen Anzeige 
der ausgelooften Nummern vom 1. Juli an fällig. 

Die Geſellſchaft iſt auch befugt, die noch nicht getilgten Obligationen 
nach einer wenigſtens ſechs Monate vorher zu erlaffenden öffentlichen Kündigung 
faͤllig zu erklaͤren und zurück zu zahlen. 

Die in Folge der Beſtimmungen dieſes Paragraphen fälligen Obligationen 
werden gegen deren Auslieferung, unter Anwendung der im $. A. wegen der Zins⸗ 
koupons enthaltenen Vorſchrift, an den Vorzeiger zum Nennwerthe in einer der 
Staͤdte, in welchen die Zinszahlung nach . 2. erfolgt, baar in Kourant bezahlt. 
Indeſſen kann die Geſellſchaft, wenn die in einem Jahre einzuloͤſenden Obliga⸗ 
tionen mehr als 50,000 Rthlr. betragen, durch Bekanntmachung beſtimmen, 
daß die Inhaber Einen Monat vor dem Verfall von jenen Staͤdten diejenige 
bezeichnen, in welcher ſie die Zahlung erheben wollen; erfolgt dann eine ſolche 
Bezeichnung nicht, ſo wird angenommen, daß ſie die Zahlung in Coͤln zu em⸗ 
pfangen haben. 

Cr. 2382.) Die 


= wz= 


Die fähig erflärten und eingelöfeten Obligationen werden, unter Beobach⸗ 
tung der hier oben wegen der Verlooſung vorgeſchriebenen Form, verbrannt. 

Ueber die Ausführung der Tilgung wird einem von Unſerm Finanz⸗ 
Miniſter zu ernennenden Kommiſſarius jahrlich ein Nachweis geliefert. 

$. 6. 

Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen oder Zinskou⸗ 
pons amortiſirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion der Geſellſchaft dreimal, in 
Zwiſchenraͤumen von wenigſtens vier und hoͤchſtens ſechs Monaten, eine oͤffent⸗ 
liche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern, oder die etwaigen Rechte an 
dieſelben geltend zu machen. Sind, nachdem vier Monate nach der letzten Auf: 
forderung vergangen, die Dokumente nicht eingeliefert, oder die etwaigen Rechte 
nicht geltend gemacht worden, fo erklaͤrt die Direktion die Dokumente oͤffentlich 
fuͤr nichtig oder verſchollen und fertigt an deren Stelle andere unter denſelben 
Nummern aus, auf welchen bemerkt wird, daß ſie als Erſatz fuͤr amortiſirte 
dienen. Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den 
Betheiligten zur Laſt. 

5 §. 7. 

Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung fälligen, nicht zur Einloͤſung vor— 
gezeigten Obligationen werden jaͤhrlich waͤhrend zehn Jahren von der Direktion 
der Geſellſchaft Behufs Empfangnahme der Zahlung, oͤffentlich aufgerufen. Die 
Obligationen, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten oͤffentlichen 
Aufrufe zur Einloͤſung vorgezeigt worden, ſind werthlos, welches von der Di— 
rektion, unter Angabe der werthlos gewordenen Nummern, alsdann Öffentlich 
zu erklaͤren iſt. Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Ver⸗ 
pflichtung mehr; doch kann fie deren gaͤnzliche oder theilweiſe Bezahlung ver⸗ 
mittelſt eines Beſchluſſes der Generalverſammlung aus Billigkeitsruͤckſichten 
gewaͤhren. * 

$. 8. 

Außer den im . 5. gedachten Fällen find die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Faͤllen von der Geſellſchaft in Coͤln 
zuruͤckzufordern: 

a) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 
anderen dieſelben erſetzenden Maſchinen laͤnger als ſechs Monate ganz 
aufhoͤrt; a 

b) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskraͤftig gewordener Erkennt⸗ 
niſſe, Schulden halber Exekution vollſtreckt wird; f 

e) wenn die im . 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht einge⸗ 
halten wird. 

In 


— mM — 

In den Faͤllen a. und b. kann das Kapital an demſelben Tage, wo einer dieſer 
Faͤlle eintritt, zuruͤckgefordert werden; in dem Falle c. iſt dagegen eine dreimonat⸗ 
liche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. Das Recht zur Zurückforderung dauert: 
in dem Falle a. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetrie⸗ 
bes, in dem Falle b. Ein Jahr, nachdem der vorgeſehene Fall eingetreten iſt; 
das Recht der Kündigung in dem Falle c. drei Monate von dem Tage ab, an 
welchem die Tilgung der Obligationen haͤtte erfolgen ſollen. 

Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
eingeloͤſet werden, kann die Geſellſchaft wiederum ausgeben. 

§. 9. 

Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtge⸗ 
ſetzt und verordnet: 

a) die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Geſell⸗ 
ſchaft vor; 

b) bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 
bahn und zu den Bahnhoͤfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkaufen; 
dies bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der 
Bahnhoͤfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche inner⸗ 
halb der Bahnhoͤfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Er⸗ 
richtung von polizeilichen oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder zu Pack⸗ 
höfen und Waaren⸗ Niederlagen abgetreten werden moͤchten; 

c) zur Geltendmachung der im 8. 8. feſtgeſetzten Ruͤckforderungsrechte iſt 
den Inhabern der Obligationen das geſammte bewegliche und unbe⸗ 
wegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft verhaftet. 

Nur diejenigen Obligationen, welche mit Unſerer Genehmigung zu dem Zwecke: 
die Bahn von Coͤln bis zur Belgiſchen Grenze mit allen erforderlichen Anlagen 
und Betriebsmitteln zu verſehen, — emittirt werden moͤchten, koͤnnen den nach 
gegenwaͤrtigem Privilegium zu emittirenden Obligationen in dem durch daſſelbe 
feſtgeſetzten Vorzugsrechte gleichgeſtellt werden. 

$ 10. 

Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen Bekanntmachungen muͤſſen 
in eine Zeitung jeder Stadt, in welcher nach 8. 2. die Zinszahlung erfolgt, ein- 
geruͤckt werden. 

§. 11. 
Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskoupons, kann kein 


Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 
Jahrgang 1843. (Nr. 2382.) 51 §. 12. 


— 1 — 
$. 12. 

Fuͤr die nach gegenwaͤrtigem Privilegium von den Obligationen zu ent⸗ 
richtenden Zinſen bewilligen Wir hierdurch die Garantie des Staats bis zur 
vollſtaͤndigen Ruͤckzahlung des Kapitals und beſtimmen insbeſondere: 

a) die Zinskoupons werden vor ihrer Emiſſion zur Kontrole und zum 
Vermerk der Staatsgarantie mit einem Stempel verſehen. 

b) Wenigſtens Einen Monat vor dem Zinszahlungstermine hat die Ge⸗ 
ſellſchaft in dem Falle, daß ſie aus eigenen Mitteln die verfallenden 
Zinſen nicht bezahlen kann, hiervon Unſerm Finanzminiſter Anzeige zu 
machen und ihm ſo viel etwa von dieſen Mitteln bereit iſt, zur Ver⸗ 
fuͤgung zu ſtellen. Der Finanzminiſter wird alsdann der Geſellſchaft 
die erforderlichen Zuſchuͤſſe zur Zinszahlung uͤberweiſen oder aber die 
Koͤniglichen Kaſſen bekannt machen, bei welchen in Berlin, Coͤln und 
Aachen die fälligen Zinskoupons eingelöft werden. 

c) Die nicht mehr gültigen Zinskoupons werden unter einer von Unſerm 
Finanzminiſter feſtzuſetzenden Kontrole vernichtet. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwaͤrtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſt eigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerm Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch außer der be⸗ 
willigten Zinsgarantie eine weitere Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu 
geben, oder den Rechten Dritter und insbeſondere der Inhaber der nach Unſerm 
Privilegium vom 12. Oktober 1840. emittirten Obligationen zu präjudiziren. 

Gegeben Sansſouci, den 8. September 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Für den Juſtizminiſter Mühler. a 
Ruppenthal. v. Bo delſchwingh. | 


tor 


Schema 
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Schema zu den Obligationen. 


Privilegirte zu drei und ein halb Prozent verzinsbare 
Obligation 


W 


Der Inhaber hat an die Rheiniſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Zwei Hunder 
Thaler Preußiſch Kourant zu fordern, als Antheil an dem durch Koͤnig⸗ 
liches Privilegium vom autoriſirten Darlehn von Ein und 
ein Viertel Million Thalern. Die Zinſen ſind gegen die ausgegebenen Zins⸗ 
Koupons zahlbar. FR, 

Coͤln, den 


Die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
(unterſchriften von drei Direktoren und dem Spezial⸗ Direktor.) 


Auf der Ruͤckſeite. 


Notiz uͤber die zu dieſer Obligation ausgereichten Zinskoupons. 


Bis Wurden Eingetragen 0 3 i 
einſchließlich ausgereicht in Beglaubigende Unterſchrift des mit der 


zum Jahre im der Kontrole ] Kontrole beauftragten Buchhalters. 
Monat | Jabr Lit. | Fol. 


(Nr. 2362.) Schema 


— 


Schema zu den Zinskoupons. 


Zinskoupon zur privilegirten Obligation 


Drei und einen halben Thaler Preußiſch Kourant hat der Inhaber dieſes 
Zinskoupons vom 1 Aal 18 .. ab in Berlin, Coͤln, Aachen und den außer⸗ 
dem von uns zu deſignirenden Staͤdten, bei den bekannt gemachten Adreſſen zu 


2. Januar 


erheben. Dieſer Zinskoupon iſt nach dem Tul 18... ungültig und werthlos. 
Coͤln, den 


Die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


(Die Namen von drei Direktoren und dem Spezial» Direktor werden gedruckt.) 


Eingetragen Lit. Fol. 10 
(Unterfehriften. des Kaſſiters und des Buchhelters) 
(Shan) 


